
5. Tagung der II. Landessynode                                                                             Drucksachen-Nr. 4/1 
der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland 
vom 27. bis 29. April 2017 in Wittenberg 
 

Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Gemeindekirchenratsgesetz und des 
Kirchengemeindestrukturgesetzes 

Vom … April 2017 

Die Landessynode der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland hat aufgrund von Artikel 80 Absatz 1 
Nummer 3 der Verfassung der Evangelischen Kirche in Mitteldeutschland (Kirchenverfassung EKM – 
KVerfEKM) vom 5. Juli 2008 (ABl. S. 183) das folgende Kirchengesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des Gemeindekirchenratsgesetzes 

Das Kirchengesetz über die Bildung und Arbeitsweise der Gemeindekirchenräte (Gemeindekirchenrats-
gesetz – GKR-G) vom 19. November 2011 (ABl. S. 291) wird wie folgt geändert: 

 1. § 2 wird wie folgt geändert: 

 a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

  „(2) Die Zahl der Pfarrer sowie der Mitarbeiter, die bei den Kirchengemeinden, Kirchen-
kreisen, der Landeskirche und ihren rechtsfähigen Zusammenschlüssen gegen Entgelt 
beschäftigt sind, darf die Hälfte aller zu wählenden Kirchenältesten nicht erreichen. In 
einer Kirchengemeinde mit mehreren Pfarrstellen ist die Zahl der Kirchenältesten so 
festzusetzen, dass mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Gemeindekirchenrates 
nicht Pfarrer sind. In Kirchengemeinden mit mehr als fünf Pfarrstellen kann durch Sat-
zung geregelt werden, dass die Pfarrer fünf aus ihrer Mitte als Mitglieder des Gemein-
dekirchenrates und bis zu zwei weitere als Stellvertreter bestimmen.“ 

 b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

  „(3) Ist ein Ehepaar beauftragt, gemeinsam den Dienst in einer Pfarrstelle einer Kir-
chengemeinde wahrzunehmen, steht nur einem der Eheleute im Gemeindekirchenrat 
das Stimmrecht zu; der andere nimmt an den Sitzungen beratend teil. Der Gemeinde-
kirchenrat entscheidet auf Vorschlag der Eheleute, wem von beiden das Stimmrecht 
zusteht.“ 

 c) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

  „(8) Regelungen für Eheleute sind entsprechend auf eingetragene Lebenspartnerschaf-
ten anzuwenden.“ 

 2. § 9 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

 b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

 3. § 11wird wie folgt geändert  

  a) Die Überschrift wird ergänzt um die Worte „und Stimmzettel“ 
 
b) folgender Absatz 6 angefügt: 

  „(6) Auf der Grundlage der Kandidatenliste ist der Stimmzettel nach dem vom Landeskirchen-
amt herausgegebenen Muster zu erstellen. Der Stimmzettel enthält in alphabetischer Reihen-
folge die Namen der Kandidaten, ihren Wohnort und Geburtsjahrgang sowie die Angabe, wie 
viele Kirchenälteste zu wählen sind.“ 



 4. § 13 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

  „(1) Der Gemeindekirchenrat legt unter Beachtung des Terminplans den Wahltag, Beginn und 
Ende der Wahlzeit und den Ort der Wahl fest. Die Wahlzeit muss im Fall, dass alle Wahlberech-
tigten Briefwahlunterlagen erhalten haben, mindestens eine Stunde betragen. Andernfalls muss 
die Wahlzeit mindestens drei Stunden betragen. Die Wahl soll im Kirchengebäude oder in ei-
nem dafür geeigneten Raum stattfinden.“ 

 5. § 15 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

  „(1) Für die Wahlhandlung wird ein Wahlvorstand eingesetzt. In den Wahlvorstand kann jedes 
wahlberechtigte Gemeindeglied berufen werden, das nicht als Kandidat in den Wahlvorschlag 
aufgenommen ist und das 18. Lebensjahr vollendet hat.“ 

 6. § 16 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

  „(3) Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so viele Namen angekreuzt werden, wie Kandidaten 
zu wählen sind. Für jeden Kandidaten darf nur eine Stimme abgegeben werden.“ 

 7. § 17 wird wie folgt gefasst:  

„§ 17 
Briefwahl 

  (1) Grundsätzlich wird die Wahl im Verfahren der Briefwahl durchgeführt. Dabei erhalten alle 
Wahlberechtigten Briefwahlunterlagen. Die Möglichkeit der persönlichen Stimmabgabe in einem 
Wahllokal am Wahltag ist zu gewährleisten. Abweichend hiervon kann der Gemeindekirchenrat 
beschließen, dass die Wahl im Verfahren der persönlichen Stimmabgabe durchgeführt wird und 
Wahlberechtigte die Briefwahl beantragen können. 

  (2) Die Briefwahlunterlagen enthalten den Briefwahlschein, einen Stimmzettel, einen Stimmzet-
telumschlag und einen Briefumschlag. Der Briefwahlschein enthält die Bestätigung, dass das 
Gemeindeglied wahlberechtigt und in die Wählerliste aufgenommen ist. 

  (3) Hat der Gemeindekirchenrat beschlossen, dass die Wahl nicht im Verfahren der Briefwahl 
durchgeführt wird, können Gemeindeglieder bis spätestens eine Woche vor dem Wahltag bei 
der Kirchengemeinde die Briefwahl beantragen. Die Aushändigung erfolgt persönlich. Sie kann 
auch an Dritte gegen Vorlage einer Vollmacht erfolgen. Die Ausstellung eines Briefwahlscheines 
auf Antrag eines Gemeindegliedes wird in der Wählerliste vermerkt. 

  (4) Das Gemeindeglied hat auf dem Briefwahlschein zu versichern, dass es den Stimmzettel 
persönlich ausgefüllt hat. § 16 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

  (5) Wahlbriefe können bis zum Ende der Wahlzeit dem Wahlvorstand zugeleitet werden. 

  (6) Der Wahlvorstand entnimmt den Wahlbriefen die Briefwahlscheine und die Stimmzettelum-
schläge, vermerkt die vollzogenen Briefwahlen in der Wählerliste und legt die Stimmzettelum-
schläge ungeöffnet in die Wahlurne.“ 

 8. Nach § 31 wird folgender Abschnitt 7 eingefügt: 

„Abschnitt 7: 
Örtliche Beiräte 

§ 32 
Bildung örtlicher Beiräte 

  (1) In einer Kirchengemeinde, die in Sprengel aufgeteilt ist, und in Kirchengemeindeverbänden 
entscheidet der Gemeindekirchenrat über die Bildung von örtlichen Beiräten. Die Zahl der Mit-



glieder der einzelnen Beiräte wird durch den Gemeindekirchenrat festgelegt. Gehört dem Kir-
chengemeindeverband eine reformierte Kirchengemeinde an, muss für diese ein örtlicher Beirat 
gebildet werden. 

  (2) Ist der Sprengel der Kirchengemeinde oder die einzelne Kirchengemeinde des Kirchenge-
meindeverbandes im Gemeindekirchenrat vertreten, gehören diese Vertreter dem örtlichen Bei-
rat an. Für die weiteren Mitglieder entscheidet der Gemeindekirchenrat, ob sie gewählt oder 
durch ihn berufen werden. 

  (3) Für die Wahl finden die Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechend Anwendung, soweit 
nicht durch das Kirchengemeindestrukturgesetz oder durch Verordnung des Landeskirchenra-
tes etwas anderes bestimmt ist. 

  (4) Berufene Mitglieder müssen entsprechend diesem Gesetz für den Gemeindekirchenrat 
wählbar sein. 

  (5) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzen-
den. 

  (6) Die zum Pfarrdienst in der Kirchengemeinde Beauftragten können an den Sitzungen des 
Beirates mit Rede- und Antragsrecht teilnehmen. 

§ 33 
Aufgaben und Arbeitsweise 

  (1) Für die Geschäftsführung der örtlichen Beiräte der Kirchengemeinden eines Kirchenge-
meindeverbandes oder der Sprengel einer Kirchengemeinde werden die für den Gemeindekir-
chenrat geltenden Bestimmungen entsprechend angewendet. Die Protokolle über die Sitzungen 
des örtlichen Beirates sind dem Gemeindekirchenrat zur Kenntnis zu geben. 

  (2) Die örtlichen Beiräte tragen Mitverantwortung für die Wahrnehmung des Verkündigungsauf-
trags. Ihnen können unbeschadet der Gesamtverantwortung des Gemeindekirchenrates insbe-
sondere Aufgaben aus Artikel 24 Absatz 3 Nummer 1 bis 4 und Nummer 8 Kirchenverfassung 
EKM übertragen werden. Dazu kann auch die Verfügung über die entsprechenden Haushalts-
mittel gehören. Die Übertragung von Aufgaben erfolgt durch Beschluss des Gemeindekirchen-
rates. Der Gemeindekirchenrat kann dazu eine Satzung gemäß Artikel 24 Absatz 4 Kirchenver-
fassung EKM erlassen. 

  (3) Die Bildung von Ausschüssen für einzelne Aufgabenbereiche nach Artikel 28 Absatz 4 Kir-
chenverfassung EKM bleibt unberührt.“ 

 9. Der bisherige Abschnitt 7 wird Abschnitt 8. 

 10. Der bisherige § 32 wird § 34. 

 11. Der bisherige Abschnitt 8 wird Abschnitt 9. 

 12. Die bisherigen §§ 33 bis 35 werden die §§ 35 bis 37. 

Artikel 2 
Änderung des Kirchengemeindestrukturgesetzes 

Das Kirchengesetz über den Zusammenschluss von Kirchengemeinden, die Bildung von Kirchenge-
meindeverbänden und die Bildung von Untergliederungen von Kirchengemeinden in der Evangelischen 
Kirche in Mitteldeutschland (Kirchengemeindestrukturgesetz – KGStruktG) vom 21. November 2009 
(ABl. S. 291) wird wie folgt geändert: 

 1. § 7 wird wie folgt geändert:  



 a) Die Absätze 1 bis 7 und 9 werden aufgehoben.  

 b) Die Absatzbezeichnung „(8)“ wird gestrichen. 

 2. Dem § 8 Abs. 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 
„Für die Anwendung des Umsatzsteuergesetzes gelten die Kirchengemeinden weiterhin als ein-
zelne Steuersubjekte.“ 

 3. § 14 wird aufgehoben. 

 4. Die bisherigen §§ 15 bis 17 werden die §§ 14 bis 16. 

Artikel 3 
Bekanntmachungserlaubnis 

Das Landeskirchenamt wird ermächtigt, das Gemeindekirchenratsgesetz in der vom Inkrafttreten dieses 
Kirchengesetzes an geltenden Fassung neu bekannt zu machen. 

Artikel 4 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. Artikel 2 Nummer 2 tritt am 1. Januar 2021 außer 
Kraft. 


